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1. Einfihrung

Die Finanz- und Wirtschaftskrise in den Jahren 2009 und 2010 hat
gezeigt, dass Kurzarbeit fiir Arbeitgeber ein geeignetes Mittel sein
kann, um auf einen voriibergehenden Auslastungsriickgang im Un-
ternehmen, sei es konjunkturell oder saisonal bedingt, zu reagie-
ren. Die damaligen MaRBnahmen zur Erleichterung der Kurzarbeit
bewahrten viele Arbeitgeber davor, Fachkrafte auszustellen, die
heute benotigt werden.

AulBerdem kann Kurzarbeit auch bei krisenhaften Situationen,
wie der Corona-Pandemie helfen. Eine krisenhafte Situation, wie
sie die Verordnungserméachtigung im ,,Gesetz zur befristeten kri-
senbedingten Verbesserung der Regelungen fir das Kurzarbeiter-
geld” vorsieht, kann sich z. B. unmittelbar aus einer hohen Anzahl
an Erkrankungen oder Quarantanefdllen unter den Beschaftigten
ergeben, die eine Fortsetzung des Geschiftsbetriebs unmoglich
macht. Sie kann aber auch mittelbare Folge, etwa durch die Ab-
sage verschiedener Messen und GroRveranstaltungen, durch ein
eingeschranktes Reiseverhalten oder GeschaftsschlieSungen sein.
In vielen international verflochtenen Unternehmen kann es durch
eine Pandemie zu abreilenden Lieferketten kommen. Durch die
Gewahrung von Kurzarbeitergeld kann in solchen Situationen der
DAX-Konzern ebenso wie das kleine Taxiunternehmen um die Ecke
unterstiitzt werden. Mit verschiedenen Regelungen hat der Gesetz-
geber zu Beginn der Corona-Pandemie den Zugang zum Kurzar-
beitergeld erleichtert. Die meisten, der zundchst auf das Jahr 2020
befristeten Regelungen wurden bis Ende 2021 verlangert.

Eine gesetzliche Definition der Kurzarbeit existiert nicht. Von Kurz-
arbeit wird gesprochen, wenn die mit dem Arbeitnehmer (aus Griin-
den der besseren Lesbarkeit wird nur das generische Maskulinum
verwendet) vereinbarte regelmafige wochentliche oder monatliche
Arbeitszeit aus Grinden, die im Verantwortungsbereich des Arbeit-
gebers liegen, voriibergehend verkiirzt werden soll. Grundsatzlich
stellt jede Verringerung einer fest vereinbarten Arbeitszeit Kurzar-
beit dar. Bei der sog. ,, Kurzarbeit Null” wird die Arbeit sogar ginz-
lich aufgehoben.
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Die finanziellen EinbuSen der Arbeitnehmer durch die gleichzeitige
Kirzung des Arbeitsentgelts konnen durch Kurzarbeitergeld teil-
weise aufgefangen werden. Da die vorilbergehende Verringerung
der Arbeitszeit eine Abweichung von den vereinbarten Bestim-
mungen des Arbeitsverhaltnisses darstellt, kann Kurzarbeit nicht
»einfach so“ durch den Arbeitgeber angeordnet werden, sondern
bedarf einer wirksamen Rechtsgrundlage. Daran haben auch die
gesetzlichen Regelungen fiir den erleichterten Zugang zum Kurz-
arbeitergeld nichts geandert.

2. Arbeitsrechtliche Grundlagen zur Einfihrung
von Kurzarbeit

2.1 Beschaftigungsanspruch und Betriebsrisikolehre

Der Arbeitgeber kann die vertraglich vereinbarte oder tarifliche Ar-
beitszeit nicht ohne Weiteres einseitig verkiirzen. Dem stehen so-
wohl der arbeitsrechtliche Beschiftigungsanspruch, als auch das
Betriebs- und Wirtschaftsrisiko des Arbeitgebers entgegen.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, seinen Arbeitnehmer vertragsge-
maR, also im vereinbarten Umfang, zu beschéaftigen, wenn dieser
es verlangt. Dieser Anspruch wird aus dem allgemeinen Person-
lichkeitsrecht abgeleitet.

Neben der Verpflichtung des Arbeitgebers, den Arbeitnehmer tat-
sdachlich zu beschaftigen, spielt fur die Frage einer Verkirzung der
Arbeitszeit vor allem das sog. Betriebs- und Wirtschaftsrisiko eine
erhebliche Rolle.

Will der Arbeitgeber die Arbeitsleistung nicht annehmen bzw. kann
er die Arbeitsleistung schuldhaft nicht annehmen oder tragt er das
Risiko des Arbeitsausfalls (§ 615 Satz 3 BGB), behalt der Arbeit-
nehmer trotzdem seinen Anspruch auf Arbeitsentgelt. Dabei spielt
keine Rolle, ob die Arbeitsleitung aus betriebstechnischen Griin-
den unmaoglich oder fiir den Arbeitgeber unzumutbar wird oder die
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Durchfiithrung des Arbeitsprozesses zwar als solches noch moglich,
die Ausfilhrung der Arbeit fur das Unternehmen jedoch wirtschaft-
lich sinnlos wird.

Kann der Arbeitgeber den Arbeitnehmer z. B. wegen Auftragsman-
gels nicht beschaftigen, wird er nicht von seiner Gegenleistungs-
pflicht befreit. Er hat vielmehr dem Arbeitnehmer das vereinbarte
Entgelt zu bezahlen.

Beispiel: Der Automobilhersteller A muss fiir zwei Arbeitstage die Produk-
tion seiner Fahrzeuge einstellen, da er wegen eines Brandes im
Werk seines Zulieferer Z von diesem keine Kupplungen geliefert
bekommt. Der Automobilhersteller schlie8t fiir zwei Tage seinen
Betrieb. Die Arbeitnehmer werden nicht zur Arbeitsleistung heran-
gezogen.

Da der Arbeitgeber das Betriebs- und Wirtschaftsrisiko tragt, be-
halten die Arbeitnehmer an den beiden Tagen, an denen der Be-
trieb geschlossen bleibt, ihren Verglitungsanspruch, obwohl keine
Arbeitsleistung erbracht wird.

Nicht zum Betriebsrisiko gehoren allgemeine Gefahrenlagen wie
Kriege, Unruhen und Terroranschlige. Uberwiegend werden in
der juristischen Literatur Epidemien nicht zu diesen Ausnahmen
gezahlt.

2.2 Rechtsgrundlagen zur Einfihrung der Kurzarbeit

Die Einfiihrung einer Kurzarbeit bedarf daher einer gesonderten
Rechtsgrundlage. Diese kann enthalten sein in

m gesetzlichen Bestimmungen (fiir die Praxis selten relevant),
m einem auf das Arbeitsverhaltnis anwendbaren Tarifvertrag,

m einer Betriebsvereinbarung zwischen Arbeitgeber und
dessen Betriebsrat oder

m in individualvertraglichen Absprachen.
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Hinweis

Das Weisungs- oder Direktionsrecht des Arbeitgebers, wo-
nach dieser Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung nach bil-
ligem Ermessen im Rahmen der getroffenen Vereinbarungen
naher bestimmen kann, rechtfertigt nicht die Einfithrung von
Kurzarbeit.

Auch die Regelungen zum Kurzarbeitergeld in den §§ 95ff.
SGB 1II enthalten keine eigene Rechtsgrundlage zur Verkiir-
zung der Arbeitszeit, sondern setzen vielmehr eine wirksame
Rechtsgrundlage voraus.

2.2.1 Tarifliche Kurzarbeitsklauseln

Tarifvertrage enthalten teilweise Regelungen zur Einfithrung von
Kurzarbeit. Ob die Tarifvertragsparteien, also die Arbeitgeberver-
binde und Gewerkschaften, in ihren Tarifvertragen die Moglichkeit
der Kurzarbeit vorsehen, bleibt diesen iiberlassen.

Die Gestaltung tariflicher Kurzarbeitsklauseln ist in der Praxis
auBerordentlich vielfaltig. Es finden sich Regelungen, wonach der
Arbeitgeber bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen einseitig
oder im Zusammenwirken mit dem Betriebsrat, in Einzelfallen auch
nur nach Einschaltung der Tarifvertragsparteien, Kurzarbeit ein-
fuhren kann. In der Regel werden zumindest die Voraussetzungen
der Kurzarbeit, oftmals aber auch die Auswirkungen auf der Ver-
gutungsseite normiert, wonach Arbeitnehmer z. B. ein bestimmtes
Mindestentgelt behalten oder der Arbeitgeber zu einem Zuschuss
zum Kurzarbeitergeld verpflichtet wird.
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Hinweis

Bestimmungen, die dem Arbeitgeber einseitig die Anordnung
von Kurzarbeit erlauben, ohne sonstige, einschrankende Re-
gelungen zu treffen (Voraussetzungen, Umfang, Hochstdauer,
etc.) sind nach Ansicht des BAG wegen Verstoes gegen das
Kindigungsschutzrecht unwirksam.

Enthalt ein Tarifvertrag Regelungen zur Einfihrung der Kurzarbeit,
kann der Arbeitgeber die Verkiirzung der Arbeitszeit nur dann auf
die tariflichen Bestimmungen stiitzen, wenn der Tarifvertrag auch
auf das Arbeitsverhaltnis anzuwenden ist.

Die unmittelbare und zwingende Wirkung eines Tarifvertrages
ergibt sich aus einer beidseitigen kongruenten Tarifbindung oder
aus der Allgemeinverbindlichkeit des Tarifvertrages:

m Die Rechtsnormen eines Tarifvertrages gelten unmittelbar und
zwingend zwischen allen beiderseits Tarifgebundenen, wenn
das Arbeitsverhaltnis in den raumlichen, betrieblichen, person-
lichen und zeitlichen Anwendungsbereich des Tarifvertrages
fallt. Tarifgebunden sind die Mitglieder der Tarifvertragspartei-
en, also der Arbeitgeber, der Mitglied im Arbeitgeberverband
ist, und auf Arbeitnehmerseite das Gewerkschaftsmitglied.

Fiir die Anwendung von Kurzarbeitsklauseln im Tarifvertrag als
sog. Betriebsnormen gentigt es nach h. M., wenn der Arbeitge-
ber tarifgebunden ist. Auf die Gewerkschaftsmitgliedschaft des
Arbeitnehmers kommt es hier nicht an.

m Unabhiangig von einer Tarifbindung erfassen die Rechtsnormen
eines Tarifvertrages in seinem Geltungsbereich auch die nicht-
tarifgebundenen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, wenn der Ta-
rifvertrag fiir allgemeinverbindlich erklart wurde.

Den Arbeitsvertragsparteien steht es aufgrund der zivilrechtlichen
Vertragsfreiheit frei, auch ohne unmittelbare und zwingende Wir-
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kung des Tarifvertrages, einen Tarifvertrag auf das Arbeitsverhalt-
nis anzuwenden. Hierzu kann der Tarifvertrag im Arbeitsvertrag
in Bezug genommen werden.

2.2.2 Betriebsvereinbarung zur Einfiihrung
von Kurzarbeit

Eine wirksame Rechtsgrundlage zur Einfuhrung von Kurzarbeit
kann in Betrieben, in denen ein Betriebsrat gewahlt wurde, auch
die gemeinsame Regelung der Betriebsparteien (Arbeitgeber und
Betriebsrat) in Form einer Betriebsvereinbarung darstellen.

Hinweis

Die Verkiirzung der Arbeitszeit nebst Verminderung der Ver-
gitung des Arbeitnehmers setzt eine formliche Betriebsver-
einbarung voraus. Nur sie wirkt unmittelbar und zwingend auf
die Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer ein.

Die Betriebsvereinbarung bedarf der Schriftform. Sie muss die
Unterschriften des Arbeitgebers und des Betriebsrats, in der Regel
vertreten durch den Vorsitzenden, auf derselben Urkunde aufwei-
sen.

Nach bisheriger Ansicht der Arbeitsverwaltung liegt keine formli-
che Betriebsvereinbarung vor, wenn die Betriebsparteien die An-
zeige iiber den Arbeitsausfall an die Agentur fiir Arbeit gemein-
sam unterzeichnen.

Besteht ein wirksamer Tarifvertrag fur den Betrieb des Arbeitge-
bers, ist bei Abschluss einer Betriebsvereinbarung der sog. Tarif-
vorbehalt zu beachten. Danach kann der Betriebsrat nur insoweit
mitbestimmen, als eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht
besteht. Die Betriebsvereinbarung muss sich im zuldssigen Rege-
lungsbereich des Tarifvertrages halten.
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Welchen Inhalt eine Betriebsvereinbarung zur Einfuhrung der
Kurzarbeit haben muss, ist gesetzlich nicht geregelt. Allerdings
stellen das Bundesarbeitsgericht und einige Landesarbeitsgerichte
hohe Anforderungen. Es miisse dort zumindest geregelt sein,

m der Beginn und die Dauer der Kurzarbeit,
m die Lage und Verteilung der Arbeitszeit,

m die Auswahl der von der Kurzarbeit betroffenen Arbeitnehmer
oder Abteilungen sowie

m die Zeitraume, in denen die Arbeit ganz ausfallen soll (,,Kurzar-
beit Null®).

2.2.3 Individualvertragliche Abreden oder
Einzelmalinahmen

Die Einfiihrung von Kurzarbeit mit einer Verringerung der be-
triebsiiblichen Arbeitszeit und Minderung des Arbeitsentgelts kann
auch auf Grundlage individualvertraglicher Absprachen zwischen
Arbeitgeber und dem einzelnen Arbeitnehmer erfolgen. Ab einer
gewissen Betriebsgrofle ist dies schwierig umzusetzen, da mit je-
dem Arbeitnehmer eine Einzelfallregelung getroffen werden muss.

Hinweis

Gilt in einem Betrieb kein Tarifvertrag oder enthalt dieser kei-
ne Kurzarbeitsklausel und wurde in dem Betrieb auch kein
Betriebsrat gewahlt, besteht fiir den Arbeitgeber sogar aus-
schlieBlich die Moglichkeit, Kurzarbeit einzufithren

= durch eine entsprechende Vereinbarung mit den einzel-
nen Arbeitnehmern (Nachtrag zum Arbeitsvertrag),

= durch Kindigung der Arbeitsverhiltnisse unter gleich-
zeitigem Angebot neuer Arbeitsvertrige mit gednderter
Arbeitszeit und angepasster Vergiitung (Anderungskiindi-
gung) oder
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= unter Inanspruchnahme einer bereits in den Arbeitsvertra-
gen enthaltenen Kurzarbeitsklausel.

Auch bei einer Pandemie hat der Arbeitgeber kein automa-
tisches Recht, die Arbeitszeit einseitig zu verkiirzen. Auch
hier muss der Arbeitgeber eine Rechtsgrundlage schaffen, die
wirksam die Arbeitszeit verkiirzt.

Durch einen Nachtrag zum Arbeitsvertrag kann Kurzarbeit einge-
fiihrt werden. Der Nachtrag wiirde die Verkiirzung der Arbeitszeit
und die daraus resultierende Verringerung des Arbeitsentgelts ent-
halten. So wie der Arbeitsvertrag selbst auch, unterliegt ein solcher
Nachtrag zum Arbeitsvertrag zur Einfihrung der Kurzarbeit keiner
Formvorschrift, konnte deshalb auch mindlich oder durch konklu-
dente Einigung (durch schlissiges Verhalten) zustande kommen.

Beispiel:

Hinweis

Der Arbeitgeber kiindigt auf einer Mitarbeiterversammlung die
Einfithrung von Kurzarbeit ab dem 01.04. unter Benennung der
verdnderten (verkurzten) Arbeitszeiten an. Zusatzlich macht der Ar-
beitgeber einen entsprechenden Aushang am schwarzen Brett und
informiert seine Mitarbeiter per Rund-E-Mail.

Der Arbeitnehmer findet sich ab 01.04. (nur) zu den bezeichneten
verringerten Arbeitszeiten im Betrieb ein, nimmt widerspruchslos
das gekiirzte Arbeitsentgelt und das fiir ihn beantragte Kurzarbei-
tergeld entgegen.

Fir die Verkirzung der Arbeitszeit und die Verringerung des Ar-
beitsentgelts besteht eine wirksame Rechtsgrundlage aufgrund in-
dividueller Vereinbarung zwischen den Arbeitsvertragsparteien, die
durch schliissiges Verhalten zustande gekommen ist.

Da der Arbeitgeber fir die getroffene Vereinbarung zur
Kurzarbeit mit dem Arbeitnehmer nachweispflichtig ist und
viele Arbeitsvertrage (vor allem Musterarbeitsvertrage) sog.
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Schriftformklauseln enthalten, die miindliche Absprachen
ausschlieBen konnen, sollte ein Nachtrag zum Arbeitsvertrag
fir die Einfithrung von Kurzarbeit trotzdem moglichst schrift-
lich (zumindest durch Unterschriftslisten) abgeschlossen
werden.

Ist der Arbeitnehmer nicht bereit, einen Nachtrag zum Arbeitsver-
trag zu unterzeichnen, konnte die Verkiirzung der Arbeitszeit durch
eine Anderungskiindigung herbeigefiihrt werden.

Da auch fiir die Anderungskiindigung ggf. das KSchG anwendbar
ist und die individuellen Kiindigungsfristen einzuhalten sind, spielt
die Anderungskiindigung bei Kurzarbeit eine untergeordnete Rolle.

In Arbeitsvertrigen bereits vorformulierte Kurzarbeitsklauseln,
die dem Arbeitgeber die einseitige Anordnung von Kurzarbeit er-
moglichen, werden von der Rechtsprechung kritisch gesehen.

2.3 Zwingende Mitbestimmung des Betriebsrats

Unabhangig auf Basis welcher Rechtsgrundlage die Einfithrung
der Kurzarbeit erfolgen soll, besteht in Betrieben, in denen ein Be-
triebsrat gewahlt wurde, ein zwingendes Mitbestimmungsrecht.

Hinweis

Das Mitbestimmungsrecht erstreckt sich auf die Frage, ob, fiir
welchen voriibergehenden Zeitraum, in welchen Bereichen,
fir welche Arbeitnehmer, in welchem zeitlichen Umfang
Kurzarbeit eingefiihrt und wie die geanderte Arbeitszeit auf
die einzelnen Wochentage verteilt werden soll. Kommt eine
Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat nicht zustan-
de, entscheidet die sog. Einigungsstelle.
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VerstoBRt der Arbeitgeber gegen das Mitbestimmungsrecht, hat der
Betriebsrat einen Unterlassungsanspruch. Aulerdem sind einsei-
tig vom Arbeitgeber getroffene Malknahmen insoweit unwirksam,
als dadurch Anspriiche der Arbeitnehmer vereitelt oder geschma-
lert werden. Dies gilt auch fiir einzelvertragliche Vereinbarungen.
Die tatsdchlich durchgefithrte Mitbestimmung ist Wirksamkeits-
voraussetzung fiir MaBnahmen zum Nachteil des Arbeitnehmers.

Beispiel: Aufgrund eines konjunkturell bedingten Auftragseinbruchs beim
Arbeitgeber vereinbart dieser mit seinen Mitarbeitern an der Be-
triebsstitte in Miinchen die Reduzierung der Arbeitszeit in den
kommenden zwei Monaten von bisher 40 auf 10 Stunden wochent-
lich. Gleichzeitig soll auch die Vergiitung um drei Viertel reduziert
werden. Alle Arbeitnehmer des Betriebs in Minchen sind einver-
standen und unterzeichnen einen Nachtrag zum Arbeitsvertrag.

Der Betriebsrat am Standort Miinchen wurde in die Malnahme
nicht einbezogen. Der Arbeitgeber ging davon aus, dass aufgrund
der einzelvertraglichen Nachtrage zum Arbeitsvertrag eine Mitbe-
stimmung des Betriebsrats nicht bestiinde.

Trotz der individuellen Zustimmung sdmtlicher Arbeitnehmer ist
die Maknahme, d. h. die Verkiirzung der Arbeitszeit und die da-
mit verbundene Verkiirzung des Arbeitsentgelts, wegen der Miss-
achtung des Mitbestimmungsrechts des Betriebsrats unwirksam.
Bieten die Arbeitnehmer (z. B. nach Aufforderung durch den Be-
triebsrat) ihre Arbeitsleistung im urspriinglichen Umfang an, behal-
ten sie ihren vollen Vergiitungsanspruch, obwohl sie nur ein Viertel
ihrer Arbeitsleistung erbracht haben. Der Arbeitgeber ist zur Nach-
zahlung der nicht gewdhrten Vergiitung verpflichtet. Sollte durch
die zustdndige Arbeitsagentur Kurzarbeitergeld gewahrt worden
sein, wiirde dieses zurilickgefordert.

3. Gewahrung von Kurzarbeitergeld

Die Gewahrung von Kurzarbeitergeld durch die Bundesagentur fiir
Arbeit ist in den §§ 95ff. SGB III geregelt.

Besteht eine wirksame Rechtsgrundlage zur Einfiihrung von Kurz-
arbeit, reduziert sich das Brutto-Arbeitsentgelt des Arbeitnehmers

10
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entsprechend der verkiirzten Arbeitszeit. Das Kurzarbeitergeld soll
diese Rechtsfolge fiir den Arbeitnehmer abfedern und einen teil-
weisen Ausgleich der VergttungseinbuRle bieten.

Das Kurzarbeitergeld stellt einen Anspruch des Arbeitnehmers dar.
Die Anzeige der Kurzarbeit und der Antrag auf Kurzarbeitergeld
(Kug) erfolgen durch den Arbeitgeber. Aufgrund der arbeitsver-
traglichen Fiirsorgepflicht ist der Arbeitgeber hierzu verpflichtet.

3.1 Voraussetzungen fur die Gewahrung von
konjunkturellem Kurzarbeitergeld nach § 95 SGB il

Arbeitnehmer haben Anspruch auf Kurzarbeitergeld, wenn

m ein erheblicher Arbeitsausfall mit Entgeltausfall vorliegt,

m die betrieblichen Voraussetzungen erfillt sind,

m die personlichen Voraussetzungen erfillt sind und

m der Arbeitsausfall der Agentur fiir Arbeit angezeigt worden ist.

Fir das konjunkturelle Kurzarbeitergeld darf kein Fall des Sai-
son-Kurzarbeitergeldes vorliegen. Es muss ein Antrag innerhalb
der Ausschlussfrist von drei Monaten gestellt worden sein.

3.1.1 Erheblicher Arbeitsausfall mit Entgeltausfall

Der Anspruch auf Kurzarbeitergeld setzt zunachst das Vorliegen ei-
nes erheblichen Arbeitsausfalls mit Entgeltausfall voraus. Ein Ent-
geltausfall liegt nur dann vor, wenn der Arbeitgeber Kurzarbeit auf
Basis einer wirksamen Rechtsgrundlage eingefiihrt hat.

Nach § 96 SGB III ist ein Arbeitsausfall erheblich, wenn

m er auf wirtschaftlichen Griinden oder einem unabwendbaren
Ereignis beruht,

m er voriubergehend ist,

®m er nicht vermeidbar ist und

11
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m im jeweiligen Kalendermonat (Anspruchszeitraum) mindestens
ein Drittel der in dem Betrieb beschéaftigten Arbeitnehmer von
einem Entgeltausfall von jeweils mehr als 10 % ihres monat-
lichen Brutto-Entgelts betroffen ist. Bei den Berechnungen
sind Auszubildende nicht mitzuzdhlen.

Mit dem ,,Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der
Regelungen fiir das Kurzarbeitergeld” vom 13.03.2020 wurde die
Bundesregierung ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Erleichterungen bei den
genannten Voraussetzungen zu schaffen. Hiervon wurde beziiglich
der Vermeidbarkeit und der betrieblichen Quote des Arbeitsaus-
falls Gebrauch gemacht.

Griinde fiir den Arbeitsausfall

Ein Arbeitsausfall ist (nur dann) erheblich, wenn er auf wirtschaft-
lichen Griinden oder einem unabwendbaren Ereignis beruht oder
wenn er durch eine Verdnderung der betrieblichen Strukturen ver-
ursacht wird, die durch die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung
bedingt ist.

Der Begriff ,,wirtschaftliche Ursachen® ist umfassend und schlieft
alle Arbeitsausfille ein, die auf der wirtschaftlichen Tatigkeit des
Betriebes beruhen und sich aus dessen Teilnahme am Wirtschafts-
leben ergeben.

Wirtschaftliche Ursachen sind dabei alle Storungen im Wirtschafts-
kreislauf, insbesondere Konjunkturschwankungen, Auftragsman-
gel oder Absatzschwierigkeiten.

Auch eine krisenhafte Situation, wie im Zusammenhang mit dem
Corona-Virus kann zu wirtschaftlichen Ursachen fiir einen Arbeits-
ausfall fihren, beispielsweise durch die Absage verschiedener Mes-
sen und GroBveranstaltungen, durch ein eingeschranktes Reisever-
halten oder bei Unterbrechungen der Liefer- oder Absatzketten.

Das Merkmal ,,wirtschaftliche Griinde“ enthalt im Wesentlichen die
Abgrenzung zu betriebsspezifischen Griinden, die der allgemeinen

12



Kurzarbeit l

Risikosphare des Arbeitgebers zuzuordnen sind und damit nicht
den Bezug von Kurzarbeitergeld rechtfertigen.

Unter einem ,,unabwendbaren Ereignis“ ist allgemein ein Ereignis
zu verstehen, das unter den gegebenen, nach der Besonderheit des
Falles zu beurteilenden Umstanden auch durch die aullerste, die-
sen Umstanden angemessene und verniinftigerweise zu erwarten-
de Sorgfalt weder abzuwehren, noch in seinen schadlichen Folgen
zu vermeiden ist.

Ein unabwendbares Ereignis liegt insbesondere vor, wenn ein Ar-
beitsausfall durch behordliche oder behordlich anerkannte Mal3-
nahmen verursacht ist, die vom Arbeitgeber nicht zu vertreten
sind, wie etwa bei staatlich angeordneten Geschaftsschliefungen
aufgrund des Corona-Virus.

Ein unabwendbares Ereignis ware z. B. auch im Falle eines Fab-
rikbrandes gegeben, der durch einen Blitzschlag verursacht wur-
de. Entsteht der Brand dagegen, weil z. B. ein Arbeitnehmer beim
Schweillen Sicherheitsvorschriften nicht eingehalten hat, so lage
kein unabwendbares Ereignis vor.

Der Arbeitsausfall muss grdsl. unmittelbar auf dem unabwendba-
ren Ereignis beruhen. Eine mittelbare Abhangigkeit gentigt nicht.

Beispiel: Beim Arbeitgeber tritt ein akuter Arbeitsmangel ein, weil dessen
groter Kunde aufgrund eines Hochwassers voriibergehend keine
Auftrage mehr an den Arbeitgeber erteilt. Das unabwendbare Er-
eignis beim Kunden stellt kein unmittelbares unabwendbares Ereig-
nis beim Arbeitgeber dar.

Im vorliegenden Fall konnen aber wirtschaftliche Ursachen vorlie-
gen, wobei zu priifen ware, inwieweit diese vermeidbar waren.

Auch ungewohnliche, von dem iiblichen Witterungsverlauf abwei-
chende Witterungsverhiltnisse, konnen ein unabwendbares Er-
eignis darstellen, wenn sie unter Beriicksichtigung der regionalen
klimatischen Gegebenheit durch auSergewohnliche, dem ublichen
Wetterverlauf nicht entsprechende Witterungsverhaltnisse verur-
sacht sind (z. B. langanhaltender strenger Frost oder Hochwasser).
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Ein unabwendbares Ereignis liegt auch vor, wenn ein Arbeitsausfall
durch behordliche oder behordlich anerkannte Malinahmen ver-
ursacht ist, die vom Arbeitgeber nicht zu vertreten sind.

Voriibergehender Arbeitsausfall

Ein Arbeitsausfall, der auf wirtschaftlichen Grinden oder einem
unabwendbaren Ereignis beruht, ist nur dann erheblich, wenn er
voriibergehend ist, d. h. wenn sich aus den Gesamtumstidnden des
Einzelfalles ergibt, dass mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit
in absehbarer Zeit wieder mit dem Ubergang zur Vollarbeit zu
rechnen ist. Die Arbeitsverwaltung geht davon aus, dass ein Zeit-
raum, der die jeweilige maximale Bezugsdauer des Kurzarbeiter-
geldes nicht iberschreitet, noch als vortiibergehend anzusehen ist.

Die vorubergehende Natur des Arbeitsausfalls muss wahrend der
gesamten Dauer des Kurzarbeitergeldbezugs gegeben sein. Wird
wahrend des Bezugs von Kurzarbeitergeld festgestellt, dass keine
Aussicht auf Beendigung der Kurzarbeit (mehr) besteht, so ist die
Entscheidung iiber die Gewahrung von Kurzarbeitergeld von die-
sem Zeitpunkt an aufzuheben.

Unvermeidbarkeit des Arbeitsausfalls

Ein Arbeitsausfall ist erheblich, wenn er nicht vermeidbar ist. Dazu
miissen zuvor im Betrieb alle zumutbaren Vorkehrungen getroffen
worden sein, um den Eintritt des Arbeitsausfalls zu verhindern.
Unterlasst es der Betrieb, geeignete und wirtschaftlich zumutba-
re MaRBnahmen durchzufithren, die den Arbeitsausfall mit Wahr-
scheinlichkeit abgewendet hatten, entfallt der Anspruch auf Kug.

Zur Vermeidung des Arbeitsausfalls kommen v. a. in Betracht

m Arbeit auf Lager, soweit dies raumlich und wirtschaftlich ver-
tretbar ist,

m rechtzeitige und ausreichende Beschaffung von Rohstoffen oder
von Heiz- oder Betriebsstoffen,
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m wirtschaftlich zumutbare Umstellung auf andere Energiequellen
oder Transportwege (z. B. Schiene statt Stralle) bei Heiz- oder
Betriebsstoffmangel und

m Aufrdumungs-, Instandsetzungs- oder Fillarbeiten.

Anzeichen fiir eine Vermeidbarkeit des Arbeitsausfalls konnen
insbesondere sein, dass

m Kurzarbeit eingefithrt wird, um eine Vorratsstreckung (z. B. an
Rohstoffen) zu erreichen;

m die Preis- oder Lohnentwicklung abgewartet werden soll;

m mehrfach von verschiedenen Auftraggebern Lieferungen bean-
standet wurden oder Lieferungen nicht termingemal§ erfolgen
und deshalb Auftrage zuriickgezogen oder nicht mehr erteilt
worden sind;

m Dbei einer Haufung von Feiertagen (z. B. zwischen Weihnachten
und Neujahr) wirtschaftliche Unrentabilitat (z. B. Anheizen, An-
laufzeiten fiir die Produktion) umgangen werden soll.

Neben diesen allgemeinen Erwagungen benennt der Gesetzgeber
explizit drei Fille, in denen der Arbeitsausfall vermeidbar ist, und
zwar, wenn der Arbeitsausfall

m lberwiegend brancheniiblich, betriebsiiblich oder saison-
bedingt ist oder ausschlieflich auf betriebsorganisatorischen
Griinden beruht,

m durch die Gewahrung von bezahltem Erholungsurlaub ganz
oder teilweise verhindert werden kann, soweit vorrangige Ur-
laubswiinsche der Arbeitnehmer der Urlaubsgewahrung nicht
entgegenstehen, oder

m durch die Nutzung von im Betrieb zulassigen Arbeitszeit-
schwankungen ganz oder teilweise vermieden werden kann.

Besteht im Betrieb eine Arbeitszeitflexibilisierung, z. B. wenn
im Betrieb Arbeitszeitkonten gefiihrt werden, hat der Arbeitge-
ber als Voraussetzung fiir die Gewahrung des Kurzarbeitergeldes
glaubhaft zu machen und darzulegen, dass alle Moglichkeiten der
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Flexibilisierung vor Einfuhrung der Kurzarbeit tatsachlich ausge-
schopft wurden. Vorhandene Zeitguthaben miissen im Rahmen
der rechtlichen Moglichkeiten zundchst reduziert werden. Da das
Gesetz aber von , Arbeitszeitschwankungen® spricht, miissen ggf.
zunachst auch Minusstunden aufgebaut werden, wenn eine solche
Maoglichkeit fiir das Arbeitsverhiltnis vorgesehen ist.

Hinweis

Aufgrund des ,,Gesetzes zur befristeten krisenbedingten Ver-
besserung der Regelungen fiir das Kurzarbeitergeld“ vom
13.03.2020 und der hierzu ergangenen (und verlangerten)
Kurzarbeitergeldverordnung miissen bis zum 31.12.2021 kei-
ne negativen Arbeitszeitsalden aufgebaut werden, wenn im
Betrieb bis 31.03.2021 mit der Kurzarbeit begonnen wurde.

Volumen des Arbeitsausfalls (betriebliche Quote)

Ein Arbeitsausfall fiihrt nur dann zum Anspruch auf Kug, wenn eine
bestimmte Anzahl von Arbeitnehmern im Betrieb vom Ausfall eines
bestimmten Arbeitsvolumens betroffen ist. Im jeweiligen Kalender-
monat muss nach der gesetzlichen Ausgangsregelung mindestens
ein Drittel der im Betrieb beschaftigten Arbeitnehmer von einem
Entgeltausfall von jeweils mehr als 10 % ihres monatlichen Brut-
to-Entgelts betroffen sein.

Hinweis

Auf Grundlage des ,,Gesetzes zur befristeten krisenbeding-
ten Verbesserung der Regelungen fiir das Kurzarbeitergeld*
vom 13.03.2020 und der hierzu ergangenen (und verlanger-
ten) Kurzarbeitergeldverordnung wurde der Anteil der in dem
Betrieb beschéaftigten Arbeitnehmer, die vom Entgeltausfall
betroffen sein miissen, auf 10 Prozent herabgesetzt. Die gerin-
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gere Quote gilt bis zum 31.12.2021 fiir Betriebe, die bis zum
31.03.2021 Kurzarbeit eingefiihrt haben.

Bei der Berechnung der Quote der im Betrieb beschaftigten Ar-
beitnehmer ist zunichst die Zahl der Arbeitnehmer festzustellen,
die mindestens an einem Tag des Bezugszeitraums (Kalendermo-
nat) die im Betriebsplan vorhandenen Arbeitsplatze besetzen. Aus-
zubildende sind nicht mitzuzahlen. AnschlieBend ist festzustellen,
ob mindestens die erforderliche Quote (ein Drittel bzw. nach KugV
10 % der beschiftigten Arbeitnehmer) von einem Entgeltausfall
von jeweils mehr als 10 % ihres monatlichen Brutto-Arbeitsent-
gelts betroffen ist.

Hinweis

Sind die Mindesterfordernisse erfiillt, kann allen Arbeitneh-
mern des Betriebes in Hohe des jeweiligen Entgeltausfalls
Kurzarbeitergeld gewédhrt werden, und zwar auch dann, wenn
im konkreten Fall der Entgeltausfall nicht mehr als 10 % des
Brutto-Entgelts betragt.

Beispiel: In einem Betrieb mit 30 Arbeitnehmern reduziert sich die Arbeits-
zeit aufgrund Kurzarbeit bei 12 Mitarbeitern von 40 auf 30 Wochen-
stunden, bei 3 Arbeitnehmern nur auf 38 Wochenstunden.

Bei einem Drittel der Arbeitnehmer (mindestens 10) reduziert sich
die Arbeitszeit um mindestens 10 % (von 40 auf 30 Wochenstun-
den, ergibt 25 %). Obwohl sich fiir drei Arbeitnehmer die Arbeits-
zeit und damit die Bruttomonatsvergiitung lediglich um 5 % verrin-
gert, konnen diese ebenfalls Kurzarbeitergeld erhalten.

3.1.2 Betriebliche und persdnliche Voraussetzungen

Die betrieblichen Voraussetzungen zum Bezug von Kug sind er-
fullt, wenn in dem Betrieb mindestens ein Arbeitnehmer versiche-
rungspflichtig beschaftigt ist.
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Die personlichen Voraussetzungen fiir den Bezug von Kug sind
zunachst erfillt, wenn der Arbeitnehmer nach Beginn des Arbeits-
ausfalls

m eine versicherungspflichtige Beschaftigung fortsetzt,
m aus zwingenden Grunden aufnimmt oder

m im Anschluss an die Beendigung eines Berufsausbildungs-
verhaltnisses aufnimmt.

Das ,,Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der Re-
gelungen fiir das Kurzarbeitergeld“ rdumt auch Leiharbeitern An-
spruch auf Kug ein.

Allgemein ist die Sozialversicherungspflicht Voraussetzung fiir
den Bezug von Kurzarbeitergeld. Daher sind z. B. geringfugig Be-
schaftigte, Rentner, Werkstudenten oder beherrschende Gesell-
schafter-Geschaftsfilhrer vom personlichen Anwendungsbereich
ausgeschlossen.

Die sozialversicherungsrechtliche Bewertung, ob ein Arbeitnehmer
mangels versicherungspflichtiger Beschéaftigung, vom Bezug des
Kurzarbeitergeldes ausgeschlossen ist, muss von der arbeitsrecht-
lichen Frage unterschieden werden, was mit solchen Mitarbeitern
wihrend der Kurzarbeit geschieht. Dies ist allein auf betrieblicher
Ebene auf Basis der einschlagigen Rechtsgrundlage (Tarifvertrag,
Betriebsvereinbarung oder einzelvertragliche Absprache) zu beur-
teilen. Es bestiinde z. B. die Moglichkeit, auch solche Mitarbeiter in
die Kurzarbeit einzubeziehen und ein Entgelt zu bezahlen, das dem
(fiktiven) Kug entspricht (es gelten dann lediglich die steuer- und
sv-rechtlichen Besonderheiten nicht und der Arbeitgeber erhalt
das Kug — und derzeit die SV-Beitrage — naturlich nicht erstattet).

Das Arbeitsverhaltnis darf wihrend des Bezugs von Kug nicht ge-
kiindigt oder durch Aufhebungsvertrag aufgelost werden. Bei einer
Kindigung entfallt das Kurzarbeitergeld am Tag nach dem Zugang
der Kiindigung. Bei Abschluss eines Aufhebungsvertrages besteht
mit dem Tag der Unterzeichnung kein Anspruch auf Kurzarbeiter-
geld mehr.
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Endet ein Arbeitsverhaltnis wahrend des Bezugs von Kug aufgrund
einer Befristung, wird Kurzarbeitergeld (bei Vorliegen der tibrigen
Voraussetzungen) bis zum Ende der Befristung gewahrt.

Grundsatzlich wiirden sich die Feststellung eines erheblichen Ar-
beitsausfalls und die Einstellung neuer, bisher nicht im Betrieb be-
schaftigter Arbeitnehmer widersprechen. Dennoch wird (bei Vor-
liegen der tibrigen Voraussetzungen) Kurzarbeitergeld gewéhrt,
wenn ein Arbeitnehmer nach Beginn des Arbeitsausfalls eine
versicherungspflichtige Beschaftigung aus zwingenden Griinden
aufnimmt, etwa wenn der Arbeitgeber aufgrund gesetzlicher Vor-
schriften zur Beschaftigung des Arbeitnehmers verpflichtet ist oder
wenn es zur Weiterflihrung des Betriebes unumganglich notwen-
dig war, eine nicht entbehrliche Fachkraft einzustellen, die aus den
Reihen der Belegschaft nicht gewonnen werden konnte.

Kurzarbeitergeld kann bei Vorliegen der tibrigen Voraussetzungen
auch Arbeitnehmern gewahrt werden, die nach Beginn des Arbeits-
ausfalls eine versicherungspflichtige Beschaftigung im Anschluss
an die Beendigung eines Berufsausbildungsverhaltnisses aufneh-
men. Dabei spielt es keine Rolle, ob die versicherungspflichtige
(befristete oder unbefristete) Beschaftigung bei dem bisherigen
Ausbildungsbetrieb oder einem anderen Arbeitgeber aufgenom-
men wird.

Die personlichen Voraussetzungen sind nicht erfiillt und damit
der Bezug von Kug ausgeschlossen, bei Arbeitnehmern

m wahrend der Teilnahme an einer beruflichen Weiterbildungs-
maRnahme mit Bezug von Arbeitslosengeld oder Ubergangs-
geld, wenn diese Leistung nicht fiir eine neben der Beschafti-
gung durchgefiihrte Teilzeitmalnahme gezahlt wird,

m wahrend des Bezugs von Krankengeld sowie

m einem Ausfall von Arbeitseinkiinften im Zusammenhang mit ei-
ner Organ- oder Stammzellenspende.

Der Anspruch auf Kurzarbeitergeld ist letztlich auch fiir solche Per-
sonen ausgeschlossen, die bei einer Vermittlung durch die Arbeits-
verwaltung nicht in der von der Agentur fur Arbeit verlangten und
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gebotenen Weise mitwirken. Dies gilt auch fiir vermittelte Weiter-
bildungsangebote. Die Arbeitsagentur kann in diesen Fallen eine
Sperrzeit in Bezug auf das Kurzarbeitergeld anordnen.

3.1.3 Wirksame Anzeige des Arbeitsausfalls

Der Arbeitsausfall ist bei der Agentur fiir Arbeit, in deren Bezirk
der Betrieb seinen Sitz hat, anzuzeigen. Die Anzeige kann nur vom
Arbeitgeber oder der Betriebsvertretung erstattet werden.

Die Anzeige hat schriftlich oder elektronisch zu erfolgen. Nach
den Vorgaben der Arbeitsverwaltung gentigen auch ein Telefax
oder eine eingescannte sowie unterschriebene, per E-Mail tiber-
sandte Anzeige der Schriftform.

Wird die Anzeige durch den Arbeitgeber erstattet, ist eine Stel-
lungnahme der Betriebsvertretung (z. B. Betriebsrat) beizuftigen.

Mit der Anzeige ist glaubhaft zu machen, dass ein erheblicher Ar-
beitsausfall besteht und die betrieblichen Voraussetzungen fur das
Kurzarbeitergeld erfiillt sind.

Das Kurzarbeitergeld wird frithestens von dem Kalendermonat an
geleistet, in dem die Anzeige iiber den Arbeitsausfall bei der Agen-
tur fiir Arbeit eingegangen ist. Arbeitsausfille, die zwar vor dem
Eingang der Anzeige bei der Arbeitsagentur, jedoch noch im glei-
chen Kalendermonat liegen, werden in die Gewahrung des Kurzar-
beitergeldes einbezogen.

Die zustandige Agentur fir Arbeit hat dem Anzeigenden unverzig-
lich einen schriftlichen Bescheid dariiber zu erteilen, ob aufgrund
der vorgetragenen und glaubhaft gemachten Tatsachen ein erheb-
licher Arbeitsausfall vorliegt und die betrieblichen Voraussetzun-
gen erfillt sind.

3.2 Bemessung des Kurzarbeitergeldes
Die Berechnung des Kurzarbeitergeldes richtet sich nach §§ 105 und

106 SGB 1II. Es betrdgt normalerweise 60 % bzw. 67 % der Diffe-
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renz zwischen dem pauschalierten Netto-Entgelt aus dem Soll-Ent-
gelt und dem pauschalierten Netto-Entgelt aus dem Ist-Entgelt.

Durch das ,,Sozialschutz-Paket II* wurde nach § 421c Abs. 2 SGB III
das Kurzarbeitergeld bzw. der einschlagige Leistungssatz befristet
bis 31.12.2020 erhoht, und zwar fur Arbeitnehmer, die beim Ar-
beitslosengeld die Voraussetzungen fiir den erhohten Leistungs-
satz erfiillen wiirden (einkommensteuerrelevantes Kind), ab dem
vierten Bezugsmonat auf 77 % und ab dem siebten Bezugsmonat
auf 87 %, und fur die tbrigen Arbeitnehmer ab dem vierten Be-
zugsmonat auf 70 % und ab dem siebten Bezugsmonat auf 80 %
der Nettoentgeltdifferenz im Anspruchszeitraum, wenn die Diffe-
renz zwischen Soll- und Ist-Entgelt im jeweiligen Bezugsmonat
mindestens 50 % betragt. Fir Arbeitnehmer, deren Anspruch auf
Kurzarbeitergeld bis zum 31.03.2021 entstanden ist, gelten — bei
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen — die erhohten Leis-
tungssatze bis zum 31.12.2021.

Die Berechnung erfolgt arbeitnehmerbezogen. Es sind Monate mit
Kurzarbeit ab Marz 2020 zu bertcksichtigen, sodass die erhohten
Leistungssatze erstmals ab Juni 2020 in Frage kommen. Die Be-
zugsmonate miissen dabei nicht zusammenhangen, solange sie im
Zeitraum von Marz bis Dezember 2020 liegen. Auf die Bezugsmo-
nate werden auch solche Monate angerechnet, in denen die Net-
toentgeltdifferenz weniger als 50 % betragen hat.

Die konkrete Berechnung des Kurzarbeitergeldes erfolgt in funf
Schritten:

1. Feststellung des Soll-Entgeltes,

2. Feststellung des Ist-Entgeltes,

3. Feststellung der Leistungsgruppe und des Leistungssatzes.
4

. Ermittlung der rechnerischen Leistungssatze, die aus den pau-
schalierten Netto-Entgelten fir das Soll-Entgelt und fur das
Ist-Entgelt nach den Leistungssatzen 1 und 2 errechnet wur-
den und in der Tabelle zur Berechnung des Kurzarbeitergeldes
(Kug) abgedruckt sind,
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5. Ermittlung des Unterschiedsbetrages zwischen den aus der
Tabelle abgelesenen rechnerischen Leistungssatzen fir das
Soll-Entgelt und fiir das Ist-Entgelt. Das Ergebnis stellt das
Kurzarbeitergeld dar.

Soll-Entgelt ist das Brutto-Arbeitsentgelt, das der Arbeitnehmer
ohne den Arbeitsausfall in dem Anspruchszeitraum (Kalendermo-
nat) erzielt hatte, vermindert um Entgelt fir Mehrarbeit.

Ist-Entgelt ist das Brutto-Arbeitsentgelt, das der Arbeitnehmer in
dem Anspruchszeitraum tatsachlich erzielt hat, zzgl. aller zustehen-
den Entgeltanteile.

Fir die Berechnung des Soll-Entgelts und des Ist-Entgelts bleibt
einmalig gezahltes Arbeitsentgelt auler Betracht. Das Soll-Entgelt
und das Ist-Entgelt sind auf den nachsten durch 20 teilbaren Eu-
ro-Betrag zu runden.

Beispiel: Aufgrund eines erheblichen Arbeitsausfalls wird beim Arbeitgeber
Kurzarbeit durchgefiihrt. Fiir den Arbeitnehmer A reduziert sich im
Juni die Arbeitszeit auf 50 %. Nach seinem Arbeitsvertrag erhalt
der ledige Arbeitnehmer ohne Kinder eine Bruttomonatsvergiitung
von 2.998,00 Euro. Aufgrund der Kurzarbeit reduziert sich das Ar-
beitsentgelt auf 1.499,00 Euro.

Das Brutto-Sollentgelt betragt 2.998,00 Euro, das Brutto-Istentgelt
1.499,00 Euro. Es gilt Lohnsteuerklasse 1 (Leistungsgruppe I/IV)
und mangels Kinder der Leistungssatz 2 (60 %o).

Unter Verwendung der ,Tabelle zur Berechnung des Kug“ (Kug
050), ergibt sich bei einer Brutto-Sollvergtitung von 2.990,00 Euro
bis 3.009,99 Euro ein rechnerischer Leistungssatz von
1.182,11 Euro und fiir ein Brutto-Istentgelt zwischen 1.490,00 Euro
und 1.509,99 Euro von 680,75 Euro.

Die Differenz ergibt das Kurzarbeitergeld von 501,36 Euro.
Die pauschalierten Netto-Entgelte werden durch das Bundesmi-
nisterium fiir Arbeit und Soziales jeweils fiir ein Kalenderjahr in
der ,,Verordnung iiber die pauschalierten Netto-Entgelte fiir das
Kurzarbeitergeld“ festgelegt.

Fir die Berechnung des Soll-Entgelts (und auch des Ist-Entgelts)
ist nur das beitragspflichtige Entgelt heranzuziehen, d. h. es ist die
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jeweilige Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung
zu bertcksichtigen.

Sachbeziige sind mit dem Wert zu beriicksichtigen, der sich aus
der Sachbezugsverordnung ergibt. Umfasst sind die fiir die Mehr-
arbeit geleistete Grundvergiitung und etwaige Zuschlage.

Hinweis

Bei der Berechnung des Kug sind zuséatzlich einige Sonder-
regelungen zu beachten, etwa wenn der Arbeitgeber ver-
pflichtet ist, Aufstockungsbetrage zu bezahlen oder der Ar-
beitnehmer anderweitigen Erwerb hat. Bei der konkreten Be-
rechnung kann der Steuerberater unterstitzen.

3.3 Anspruchsdauer

Kurzarbeitergeld wird seit 01.01.2016 fiir eine Dauer von lings-
tens zwolf Monaten von der Agentur fiir Arbeit geleistet.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales kann durch Rechts-
verordnung, die Bezugsdauer fiir das Kurzarbeitergeld tiiber die ge-
setzliche Bezugsdauer hinaus bis zur Dauer von 24 Monaten ver-
langern, wenn aullergewohnliche Verhdlinisse auf dem gesamten
Arbeitsmarkt vorliegen. Mit der ,,Zweiten Kurzarbeitergeldbezugs-
dauerverordnung“ (2. Kug-BeV) vom 12.10.2020 wurde die Be-
zugsdauer fiir Arbeitnehmer, deren Anspruch auf Kurzarbeitergeld
bis zum 31.12.2020 entstanden ist, auf bis zu 24 Monate, langstens
bis zum 31.12.2021, verlangert.

Nach Ablauf der Bezugsdauer kann Kurzarbeitergeld erneut ge-
wahrt werden, wenn seit dem letzten Kalendermonat, fiir den Kurz-
arbeitergeld gezahlt worden ist, drei Monate vergangen sind und
die Voraussetzungen fiir den Anspruch auf Kurzarbeitergeld erneut
vorliegen.

Wird die Arbeitszeit im Rahmen der Kurzarbeit nicht fiir den ge-
samten Betrieb, sondern nur fiir einzelne Betriebsabteilungen ver-
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kiirzt, ist die Bezugsdauer fiir das Kurzarbeitergeld fir jede betrof-
fene Betriebsabteilung gesondert zu bestimmen.

3.4 Antrag auf Gewahrung von Kurzarbeitergeld

Die Gewahrung von Kurzarbeitergeld setzt einen Antrag des Ar-
beitgebers voraus. Der Antrag auf Kurzarbeitergeld ist von der An-
zeige des Arbeitsausfalls (—=Kapitel 3.1.3) zu unterscheiden.

Den Antrag auf Gewahrung von Kurzarbeitergeld konnen nur der
Arbeitgeber selbst oder die Betriebsvertretung (z. B. Betriebsrat)
stellen. Dem Antrag des Arbeitgebers ist eine Stellungnahme der
Betriebsvertretung beizufiigen.

Die Gewahrung von Kurzarbeitergeld muss bei der zustindigen
Arbeitsagentur innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Kalender-
monaten einzeln fir den jeweiligen Kalendermonat schriftlich be-
antragt werden.

Hinweis

Wie die schuldhafte Verletzung der Anzeigepflicht begrindet
auch die verspatete Antragstellung zur Gewahrung des Kug
durch den Arbeitgeber einen Schadensersatzanspruch des
Arbeitnehmers. Als Schadensersatz wird der Arbeitnehmer ei-
nen Betrag gegentiber dem Arbeitgeber fordern konnen, der
dem Kurzarbeitergeld entspricht.

4. Lohnsteuer und Sozialversicherung

4.1 Lohnsteuer

Das Kurzarbeitergeld ist nach § 3 Nr. 2 a) EStG steuerfrei. Da das
Kurzarbeitergeld aber dem Progressionsvorbehalt unterliegt, muss
es in der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung gesondert aus-
gewiesen werden.
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Um die fur den Arbeitnehmer finanziell nachteiligen Auswirkun-
gen der Kurzarbeit abzumildern, gewahren vor allem Tarifvertrage
oftmals einen Zuschuss zum Kurzarbeitergeld. Solche Zuschiisse
zum Kurzarbeitergeld sind als Arbeitseinkommen grundsétzlich
lohnsteuerpflichtig. Nach dem vom Bundestag beschlossenen ,,Co-
rona-Steuerhilfegesetz® (Zustimmung des Bun-desrates lag bei
Drucklegung noch nicht vor) sind — entsprechend der sozialversi-
cherungs-rechtlichen Behandlung (siehe —Kapitel 4.2) — Zuschiis-
se des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld fiir die Monate Marz bis
Dezember 2020 steuerfrei, soweit sie zusammen mit dem Kurzar-
beitergeld 80 % des Unterschiedsbetrags zwischen dem Soll-Ent-
gelt und dem Ist-Entgelt nicht tibersteigen.

4.2 Beitrage zur Sozialversicherung

Das Fortbestehen des Versicherungsverhaltnisses wahrend des Be-
zugs von Kurzarbeitergeld wird — unabhangig von der Dauer der
ggf. auch vollstindigen Arbeitszeitreduzierung - in den einzelnen
Zweigen der Sozialversicherung angeordnet.

Wird wahrend der Kurzarbeit normal gearbeitet und damit Arbeits-
entgelt erzielt, tragen Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Beitrage
zur Sozialversicherung nach den normalen Bestimmungen, d. h.
grundsatzlich zur Hélfte.

Im Einzelfall sehen tarifliche (seltener auch einzelvertragliche) Be-
stimmungen einen Zuschuss zum Kurzarbeitergeld oder den Aus-
gleich der Differenz zwischen dem unter Berlcksichtigung des
Kurzarbeitergeldes erzielten Netto-Arbeitsentgelt und einem ge-
wissen Prozentsatz (z. B. 80 %) des sonst iiblichen Netto-Entgelts
vor. Solche Zuschiisse zum Kurzarbeitergeld zahlen nicht zum sozi-
alversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt, soweit sie zusammen mit
dem Kurzarbeitergeld 80 % des Unterschiedsbetrages zwischen
dem Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt nicht ibersteigen. Dartiber
hinausgehende Betrage unterliegen der normalen Beitragspflicht,
wie das wahrend der Kurzarbeit fiir die Arbeit bezahlte Entgelt.
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Soweit Kurzarbeitergeld gezahlt wird, sind die Beitrage zur Kran-
ken-, Pflege- und Rentenversicherung aus dem , fiktivem Entgelt®
grundsatzlich alleine vom Arbeitgeber zu tragen. Beitrage zur Ar-
beitslosenversicherung aus dem fiktiven Entgelt sind nicht zu ent-
richten. Bemessungsgrundlage fiir die Beitrage aus dem gezahlten
Kurzarbeitergeld sind 80 % des Differenzbetrages zwischen dem
Brutto-Sollentgelt und dem Brutto-Istentgelt (, fiktives Entgelt®).

Hinweis

Auf Grundlage des ,,Gesetzes zur befristeten krisenbedingten
Verbesserung der Regelungen fiir das Kurzarbeitergeld“ vom
13.03.2020 wurden dem Arbeitgeber durch die , Kurzarbeiter-
geldverordnung (KugV)“ auf Antrag zunéchst befristet bis zum
31.12.2020 die von ihm allein zu tragenden Beitrage zur So-
zialversicherung fiir Arbeitnehmer, die Kurzarbeitergeld be-
ziehen, vollstandig erstattet. Betriebe, die bis zum 30.06.2021
Kurzarbeit eingefiihrt haben, erhalten diese Beitrage zur Sozi-
alversicherung auf Antrag weiterhin erstattet, und zwar fiir die
Kalendermonate Januar bis Juni 2021 in voller Hohe und fiir
Juli bis Dezember 2021 in Hohe von 50 Prozent.

26



DATEV eG, 90329 Nirnberg (Verlag)
© 2020 Alle Rechte, insbesondere das Verlagsrecht, allein beim Herausgeber.

Die Inhalte wurden mit groter Sorgfalt erstellt, erheben keinen Anspruch auf eine
vollstandige Darstellung und ersetzen nicht die Prifung und Beratung im Einzelfall.

Diese Broschiire und alle in ihr enthaltenen Beitrage und Abbildungen sind
urheberrechtlich geschiitzt. Mit Ausnahme der gesetzlich zugelassenen Falle ist
eine Verwertung ohne Einwilligung der DATEV eG unzuléssig.

Eine Weitergabe an Dritte ist nicht erlaubt.

Aus urheberrechtlichen Griinden ist eine Verdffentlichung z. B. in sozialen Netz-
werken oder auf Internet-Homepages nicht gestattet.

Im Ubrigen gelten die Geschiftsbedingungen der DATEV.
Angaben ohne Gewahr

Titelbild: © photocrew/fotolia.com

Stand: Dezember 2020

DATEV-Artikelnummer: 12433

E-Mail: literatur@service.datev.de




	1.	Einführung
	2.	Arbeitsrechtliche Grundlagen zur Einführung 
von Kurzarbeit
	2.1	Beschäftigungsanspruch und Betriebsrisikolehre
	2.2	Rechtsgrundlagen zur Einführung der Kurzarbeit
	2.3	Zwingende Mitbestimmung des Betriebsrats

	3.	Gewährung von Kurzarbeitergeld
	3.1	Voraussetzungen für die Gewährung von konjunkturellem Kurzarbeitergeld nach § 95 SGB III
	3.2	Bemessung des Kurzarbeitergeldes
	3.3	Anspruchsdauer
	3.4	Antrag auf Gewährung von Kurzarbeitergeld 

	4.	Lohnsteuer und Sozialversicherung
	4.1	Lohnsteuer
	4.2	Beiträge zur Sozialversicherung


